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Der Gewährleistung eines lauteren und fairen, von 
Leistung geprägten Wettbewerbsverhaltens dient in 
Deutschland das Gesetz gegen unlauteren Wettbe-
werb (UWG). Das UWG, im Zusammenwirken mit 
dem GWB, soll die Funktionsfähigkeit der Wettbe-
werbsordnung sichern. Anders aber als das GWB 
verzichtet das UWG auf die Sicherung der Wettbe-
werbsordnung durch staatliche (kartellbehördliche) 
Eingriffe. Seit dem 8. Juli 2004 ist in Deutschland ein 
neues UWG in Kraft.  

Unzulässige Wettbewerbshandlungen  

Nach der Generalklausel § 3 UWG sind Wettbe-
werbshandlungen unlauter, die geeignet sind, den 
Wettbewerb zum Nachteil der Mitbewerber, der 
Verbraucher oder der sonstigen Marktteilnehmer 
nicht unerheblich zu verfälschen. Wer gegen dieses 
Verbot verstößt, kann auf Unterlassung und Scha-
denersatz in Anspruch genommen werden. Zum ers-
tenmal ist der Begriff des Verbrauchers im Gesetz 
ausdrücklich erwähnt. 

 
Waren in dem alten UWG noch die „guten Sitten“ der 
zentrale Begriff in der Generalklausel, so sind nun 
Wettbewerbshandlungen, die den Wettbewerb ver-
fälschen, in den Mittelpunkt gerückt. Bei der Würdi-
gung eines Wettbewerbsverhaltens ist zunächst ent-
scheidend, ob für das beworbene Produkt oder die 
beworbene Leistung ein Sonderrechtsschutz besteht. 
Das trifft z. B. bei bestehendem Schutz durch Paten-
te oder Gebrauchsmuster, Urheberrechte, Ge- 
 

 
schmacksmuster oder Markenrechte zu. Außerhalb 
derart geschützter Sondergebiete gilt grundsätzlich  
 
das Prinzip des freien Wettbewerbs. Das Wettbe-
werbsrecht soll daher nur unlautere Wettbewerbs-
handlungen verhindern. Der Gesetzgeber hat die 
Generalklausel bewusst abstrakt formuliert, damit alle 
Situationen erfasst sind, in denen der Einsatz mo-
derner Mittel zu einer Verfälschung des Wettbewerbs 
führt.  

 
Die Gerichte haben in der Vergangenheit Rechtssät-
ze entwickelt, die wettbewerbsrechtliche Verstöße in 
jeweils eigenen Fallgruppen zusammenfassen. Im 
neuen UWG ist diese Rechtsprechung kodifiziert. 
Das Gesetz zählt eine Reihe von Regelbeispielen 
auf, die Ansprüche wegen unlauteren Wettbewerbs 
rechtfertigen (§§ 4 – 7 UWG). Damit verdeutlicht es 
die Anforderungen an den Unternehmer und konkre-
tisiert so die Generalklausel.  
 
Das UWG verbietet bestimmte Methoden des Kun-
denfangs, etwa durch Täuschung, psychologischen 
oder moralischen Kaufzwang, aufdringliche Wer-
bung, das Ausnutzen von Gefühlen oder Unerfah-
renheit, übertriebenes Anlocken mit bestimmten Vor-
spannangeboten oder mit Spielen, die an die Kauf-
sache gekoppelt sind. Ebenfalls unzulässig ist es, 
Wettbewerber gezielt zu behindern. Beispielsweise 
sind Preisunterbietungen, sogar Verkäufe unter dem 
Einstandspreis in Deutschland im Gegensatz zu an-
deren europäischen Ländern regelmäßig zulässig. 
Ruinöse Preisunterbietungen, die die Absicht verfol-
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gen, einen bestimmten Konkurrenten zu verdrängen 
oder den Wettbewerb auf einem Marktsegment ins-
gesamt zu unterbinden, sind dagegen ebenso unlau-
ter wie Boykotte. Das Wettbewerbsrecht dient 
daneben auch zum Schutz vor diskriminierenden 
Verhaltensweisen, etwa durch persönliche Herabset-
zung des Wettbewerbers oder unsachliche ver-
gleichende Werbung. Vergleichende Werbung ist in 
Deutschland erst seit der Umsetzung einer entspre-
chenden Europäischen Richtlinie erlaubt. Danach 
darf ein Unternehmen vergleichend werben, sofern 
Verbraucher dadurch nicht in die Irre geführt werden, 
es sich jeweils um miteinander vergleichbare Leis-
tungen handelt und der Vergleich objektiv richtig ist.  

 
Unzulässig ist zudem auch die Ausbeutung fremder 
Leistungen. Dies ist der Fall bei sklavischen Produkt-
nachahmungen, unmittelbarer Übernahme fremder 
Leistungen, der Nachahmung einer fremden Wer-
bung, der Anlehnung an einen fremden Ruf und beim 
systematischen Ausspannen fremder Arbeitnehmer. 
Unlauter verhalten sich Unternehmen ebenso, wenn 
sie sich Wettbewerbsvorteile verschaffen, indem sie 
selbst oder über andere gegen Vertrag oder Gesetz 
verstoßen.  

 
Seit dem Wegfall des Rabattgesetzes und der Zuga-
beverordnung im Jahre 2001 sind Rabatte und Zu-
gaben grundsätzlich gestattet. Ein damit zusammen-
hängendes unlauteres Verhalten beurteilt sich grund-
sätzlich nach den oben erörterten allgemeinen wett-
bewerbsrechtlichen Grundsätzen.  

 
Die beschriebenen Fallgruppen treffen keine ab-
schließende Regelung und bilden nur einen ersten 
Anhaltspunkt für die Beurteilung eines konkreten 
Wettbewerbsverhaltens. Eine genaue juristische Be-
wertung muss stets die besonderen Umstände des 
Einzelfalles berücksichtigen. 

 

Irreführende Werbung 
 

Der zweite große Bereich unlauteren Wettbewerbs 
betrifft das Verbot der irreführenden Werbung (§ 5 
UWG). Die Regelung enthält sowohl Elemente des 
Verbraucherschutzes als auch den Gedanken des 
lauteren Wettbewerbs; Unternehmen sollen sich nicht 
durch Täuschung des Publikums Wettbe-
werbsvorteile verschaffen können. Bei der Frage, ob 

sich die Werbung zur Irreführung eignet, geht die 
Rechtsprechung von dem typischen Verständnis der 
betroffenen Verkehrskreise, also der Kundenziel-
gruppe aus. Entscheidend ist, wie die Werbung auf 
die jeweils angesprochenen Verbraucher wirkt, aus-
gehend vom Standpunkt eines durchschnittlichen 
Verbrauchers dieser Gruppe. Auch in diesem Bereich 
entwickelte die Rechtsprechung verschiedene 
Grundsätze, die Anhaltspunkte geben, in welchen 
typischen Konstellationen die Werbung eines Unter-
nehmens irreführend sein kann. Das ist z. B. der Fall 
bei falschen Angaben über Beschaffenheit, Ur-
sprung, Herstellungsart, Preise, Bezugswege, Ver-
kaufszweck und Auszeichnung der beworbenen Pro-
dukte. Sofern Unternehmen irreführende Angaben 
wissentlich in Verkehr bringen, sind sie nicht nur Un-
terlassungsansprüchen ausgesetzt, sondern die Ver-
antwortlichen auch mit Strafe bedroht. 

 
 
Unzumutbare Belästigung 
 
Neu im Gesetz ist der Bereich der unzumutbare Be-
lästigung (§ 7 UWG). Eine unzumutbare Belästigung 
liegt vor, wenn dem Empfänger eine Wettbewerbs-
handlung aufgedrängt wird. Darunter fällt insbeson-
dere jede Werbung gegen den erkennbaren Willen 
des Empfängers. Die Telefonwerbung gegenüber 
Verbrauchern ist nur dann zulässig, wenn der 
Verbraucher hierzu vorab ausdrücklich oder durch 
schlüssiges Handeln zugestimmt hat. Eine solche 
Einwilligung erfolgt selbst dann wirksam, wenn sie in 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen enthalten ist, 
deren Geltung der Verbraucher mit seiner Unter-
schrift oder dem Ankreuzen eines entsprechenden 
Kästchens (z. B. bei Gewinnspielen) anerkennt.  

 
Bei Unternehmen ist nicht jeder Telefonanruf unter 
dem Gesichtspunkt einer fehlenden Einwilligung un-
zumutbar belästigend. Betrifft der Anruf ein konkretes 
Interessengebiet des angesprochenen Unterneh-
mens, wird das Einverständnis allgemein vermutet.  

 
Eine Werbung per Telefax, E-Mail oder SMS darf 
ebenfalls nur auf Einwilligung des Empfängers erfol-
gen. Dabei reicht bei E-Mails beispielsweise das Ein-
tragen in Verteilerlisten aus. Hinsichtlich der unver-
langten Werbebotschaften per E-Mail (sogenannte 
Spam-Werbung) hat der Bundesgerichtshof ent-
schieden, dass eine solche Zusendung per se bereits 
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unzumutbar belästigend ist. Damit der Empfänger im 
elektronischen Verkehr mehr Klarheit und Sicherheit 
hat, ist der Versender einer E-Mail-Werbung ver-
pflichtet, seine gültige Absenderadresse anzugeben. 
Der Absender darf nicht verschleiert werden. 

Sonstiges unlauteres Verhalten 
 

Das UWG regelt des Weiteren die Grenzen der Zu-
lässigkeit bestimmter Werbe- und Verkaufsmaß-
nahmen, so u. a. den Verkauf durch Hersteller an 
Endverbraucher, das Verbot von Schneeballsyste-
men sowie Werbung mit Lockvogelangeboten. Die 
enge Begrenzung von Räumungs- und Schlussver-
käufen ist mit der UWG- Reform entfallen. Das früher 
geltende Verbot von Preisgegenüberstellungen ver-
stieß gegen EU-Recht und wurde nicht ins neue 
UWG aufgenommen. 

 
Verboten ist schließlich auch der gezielte Angriff ge-
gen Wettbewerber mittels Anschwärzung, geschäftli-
cher Verleumdung, Verrats, durch die Ausnutzung 
geschäftlicher Bezeichnungen und die Verwertung 
fremder Vorlagen. Kenntnisse und Fertigkeiten, die 
ein Arbeitnehmer während eines Arbeitsverhältnisses 
redlich erworben hat, darf der Arbeitnehmer zum ei-
genen Fortkommen nach Ausscheiden aus dem Be-
trieb grundsätzlich nutzen, soweit kein nachvertragli-
ches Wettbewerbsverbot besteht. Die meisten Ar-
beitsverträge bestimmen, dass Betriebsgeheimnisse 
auch nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses zu 
wahren sind. Allerdings ist die bloße objektive Ver-
wertung eines Betriebsgeheimnisses seitens des Ar-
beitnehmers noch nicht notwendig unlauter. Es 
kommt auf eine Gesamtbetrachtung der Vorgänge 
an, wobei es eine Rolle spielt, wer das Betriebsge-
heimnis entwickelt und welche Bedeutung das Pro-
dukt im jeweiligen Unternehmen hat. Beispielsweise 
sah es der Bundesgerichtshof unter dem Gesichts-
punkt des unlauteren Erschleichens von Kenntnissen 
als wettbewerbswidrig an, dass der ehemalige Mitar-
beiter eines Messgeräteherstellers diesem Entwick-
lungspläne entwendete, um nach seinem Ausschei-
den darauf aufbauend selbst Messgeräte herzustel-
len und diese auf dem Markt zu verkaufen. Verletzter 
müssen nicht nur mit Unterlassungs- und Scha-
denersatzansprüchen sondern teilweise auch mit 
Strafen rechnen. 

 
 

Rechtsschutz 
 

Das Wettbewerbsrecht dient der Schaffung eines 
fairen Wettbewerbs. Dazu gehört die Achtung des 
Verbraucherschutzes. Aus diesem Grund sind neben 
den betroffenen Mitbewerbern stets auch staatliche 
Stellen, die Industrie- und Handelskammern, die 
Handwerkskammern sowie Wirtschafts- und 
Verbraucherverbände befugt, im Klagewege wettbe-
werbsrechtliche Ansprüche geltend zu machen.  

 
Ein einzelner Verbraucher kann nicht gerichtlich ge-
gen eine unlautere Werbemaßnahme vorgehen. Er-
weisen sich Werbeaussagen als unwahr oder irrefüh-
rend, kann er vom Vertrag zurücktreten.  

 
Für Mitbewerber ist die Abmahnung das wichtigste 
Instrument zur Verfolgung von unlauterem Verhalten. 
Die Abmahnung dient dazu, den Mitbewerber auf die 
Unlauterkeit seines Verhaltens hinzuweisen. In der 
Regel enthält sie auch die Aufforderung, eine Unter-
lassungserklärung abzugeben. Die Abmahnung ist 
das wohl effizienteste Mittel zur Bekämpfung von 
Wettbewerbsverstößen, denn sie führt in etwa 80 % 
der Fälle zu einer außergerichtlichen Erledigung. Den 
Mitbewerber zunächst außergerichtlich abzumahnen, 
empfiehlt sich außerdem aus Kostengründen. Der 
Gegner kann so zeitnah und einfach verpflichtet wer-
den, etwaige Kosten zu tragen. Die Kosten einer be-
rechtigten Abmahnung trägt grundsätzlich der Abge-
mahnte. 

 
Unzulässig ist es, einen Mitbewerber grundlos abzu-
mahnen. Ein solches Verhalten ist rechtsmissbräuch-
lich und löst in der Regel Schadensersatzansprüche 
des grundlos Abgemahnten aus.  

 
Bei der gerichtlichen Durchsetzung eines zu unter-
lassenden wettbewerbswidrigen Verhaltens spielt 
insbesondere das einstweilige Verfügungsverfahren 
eine bedeutsame Rolle. Es bietet einem Unterneh-
men die Möglichkeit, bei besonderer Dringlichkeit 
innerhalb kürzester Frist eine zumindest vorläufige 
Klärung herbeizuführen. Ist ein Antrag auf Erlass ei-
ner einstweiligen Verfügung gestellt, prüft das Ge-
richt binnen wenigen Stunden, höchstens jedoch ei-
nigen Tagen, ob es die beanstandete Werbemaß-
nahme von Gerichts wegen untersagt. Verläuft das 
einstweilige Verfügungsverfahren erfolgreich, kann 
der Verletzte den Verletzer auffordern, eine so ge-
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nannte Abschlusserklärung abzugeben. Die Ab-
schlusserklärung führt zur endgültigen Beendigung 
des Rechtsstreits. Anderenfalls muss der Richter die 
Sache in einem Hauptverfahren durch Urteil ent-
scheiden.   

 
Daneben können Wettbewerbsverstöße vor den Ei-
nigungsstellen der Industrie- und Handelskammern 
verfolgt werden. Dieser Weg sollte insbesondere 
dann beschritten werden, wenn der Fall weder eine 
schnelle (vorläufige) Regelung erfordert, noch für 
einen der Betroffenen grundsätzliche oder gar exi-
stentielle Bedeutung hat.  

 
Für besonders gefährliche unlautere Handlungen, die 
einen größeren Abnehmerkreis betreffen, sieht das 
Gesetz die Möglichkeit der Gewinnabschöpfung vor. 
Danach muss der Verletzer seinen gesamten Gewinn 
herausgeben, wenn er eine Vielzahl von Abnehmern 
vorsätzlich schädigt. Erfasst sind beispielsweise Fäl-
le, in denen jemand geringe Beträge ohne Rechts-
grund einzieht, es aufgrund irreführender Werbung 
zu Vertragsabschlüssen kommt oder gefälschte Pro-
dukte verkauft werden. Bei diesen Konstellationen 
kommt es bei vielen Personen zu kleinen Schäden, 
die in der Summe eine erhebliche Beeinträchtigung 
darstellen. Ziel des Gewinnabschöpfungsanspruchs 
ist es, dass der Schädiger seinen auf unlautere Wei-
se erzielten Gewinn nicht behalten darf.  

 
 

Nebengesetze 
 

Zu berücksichtigen ist noch, dass einige Spezial-
sachverhalte nicht im UWG, sondern in Sonderge-
setzen geregelt sind. Einzelhandelsunternehmen 
müssen z. B. die Preisauszeichnungsverordnung und 
das Ladenschlussgesetz beachten. Andere Tätigkei-
ten unterliegen dagegen je nach Branche dem Le-
bensmittel-, Arzneimittel- oder Kosmetikrecht. Wett-
bewerbsrechtlich relevant sind auch Verbraucher-
schutzvorschriften, die sich in einigen Gesetzen au-
ßerhalb des UWG wieder finden.  
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